
Grüne wecken Erinnerungen an den Rad'kalenerlass

Weisev rpflichtet sind. In der überwältigen­
den Mehrh it, das zeigt die bisherig- rfah­
rung) ist auf sie Verlass. All- rdings gab es in
de .Vergangenheit auch i der Landespolizei
immer wieder irritierende Vorgänge. In den
beiden Unter 'uchLlOgsausschüssen des
Landtags zum Nationalsozialistisch n
Unt r rund (NSU) trat n nicht nur· klatante
FehJer eier PoJizei zutage. Es kam auch ans
,kht, dass zw i Polizist n Mitglied -iner I<u~

Klux-Klan-Gruppe geworden waret - inklu­
siv Auf'nahmeritus in ""eiß n Kutt n und

Das Gewaltmonopol des Staates
wird von der Polizei getragen.
Umso wichtiger ist es, dass sie
frei von extremen Denken bleibt.
Die Grünen machen Vorschläge..

Von Reiner Ruf

Di Erinnerung an den umstrittenen
RadikaJenerlass von 1972 liegt nahe)
wenn der Grünen-InnenpolitÜ<er

Oliver H'ldenb 'and dafür plädielt, die Auf­
nahme in den PoJizeidienst des Landes mit
einer sogenannten RegeJabfrage beim Ver­
fassungsschutz zu verbinden. Dieser Vor­
schlag ist nicht neu) der "Verfassungsehe<:k"
wird bereits in inigen Bundesländ rn prak­
tiziert und dort auch akz -ptiert. Schließ
lieh betrifft er .. anders als de Radikaler­
erlass - nichtaHe angehenden B amten,
sondern den Polizeivollzugsdienst, in einer
Reih von Ländern auch cli Justiz.

B im Poliz ivolJzugsdi -nst hand It es
sich in Baclen-Württemberg um etwa 25000
warf ntr gend Frau n und änner, di - das
Gewaltmonopol d s Sta~ltes ausüben und der
freiheitlichen V rfassung in besond rer

OliverHildenbral1d r 10~ dpa!Marililn M r~l

Aufmarsch mit Fackeln. Der Skandal lag da­
rin, dass l<einer der beiden Polizisten gefeu­
ert wurde, obwohl es sich bei einem um einen
Polizeischüler handelte.

Aber das ist zwei Jahrzehnte her. Berichte
über rechtsextreme Polizisten und rechts­
lastiges Gebaren tauchen freilich immer
wieder auf. Die Regelabfrage bietet als Ab­
wehrinstrument indes nur ein grobes Raster.

er Polizeidienst bringt manche schlimme
Erfahrung mit sich, cli das Mens henbild
trübt. Der "Praxisschock" kann in fortge­
schrittenen Zynismus fnünden - oder auch
in rechtsextreme Einstellungen. Sie bilden
sich ma chInal erst im Dienst aus. Da hilft
dann auch eine Regelabfi'age bei der Einstel­
lung nichts, zumal beim Verfassungsschutz
nur aktenkundig wird, wer in der xtremisti­
5eh n Sz ne erkennbar aktiv ist od- rwar.

In Hessen führt - vor einigen Jahren die
. ntdeckul geir e' Chatgruppe zur Eir set­
zung iner Expertenkommission. Polizisten
au einem Frankfurter Revier hatten in einer
Whatsapp-Gruppe neben NS-Darstellungen
auch M m· s xtr m widerlichen InhaJts ge­
teilt: Bilder, die sich auf im itteJmeer er­
tlUnken- Flüchtling - auch Kinder - b zo­
gen. Die E pertengruppe legte 2021 eine is­
t von Empfehlungen vor, wi rechtsextre-

men Denken in der Polizei zu begegnen sei
Dazu zählte die RegeJabfrage,

Der Grünen-Fraktionsvize Hildenbranc
möchte außerdem den Diensteid nach derr
Landesbeamtengesetz ergänzen. Er berufl
sich dabei auf das "Wunsiedel-UrteU" de!
Bundesverfassungsgerichts) das 2009 diE
freiheitlich demokratische Ordnung cle!
Grundgesetz· s ausdrücklich als Gegenkon­
zept zum Nationalsozialismus darstellte.

In dem Urt i1 heißt es: "Das m I1schen·
verachtende Regime der nationalsozialisti­
schen Gewalt- und WiHkürherrschaft (...)haI
für die verfassungsrechtliche Ordnung dei
BUI desrepubJik DeutschJand eine gegen­
bildlich identitätspriigende Bedeutung, diE
einzigartig ist." Das Grundgesetz könne ah
"Gegenentwurf' zum Totalitarismus des NS­
Regimes gedeut t w rden. Der Jurist Jerz)
Montag, Mitgli -d d s Bayerisch -n Verfas­
surgsgerichtshofs und Viz -va 'sitze der de
erwähnten h ssisch n Expett nkommis­
'ion, hatte bei einern Auftritt v r der Grü­
nen-Lnnd agsfraktion vorg schlagen, der:
Gedank n d r frih itlich n Y, rfassun ah
Gegenentwurf zum Nationalsozialismus ex­
plizi in d n i nst id aufzun hmen. Mil
dem n gativen Bezug auf die NS-DiktatUl
werd anschaulich, was g mint sei.


